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1. Änderung bei der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers  

bei Bauleistungen 
 

Nach dem Umsatzsteuergesetz ist der Leistungsempfänger für Werklieferungen und sonstige Leistun-

gen, die der Herstellung, Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken 

dienen (Bauleistungen) – mit Ausnahme von Planungs- und Überwachungsleistungen – Steuerschuld-

ner der Umsatzsteuer. Dabei muss er selbst Unternehmer sein und derartige Bauleistungen erbringen. 

Hierzu gehören auch die Leistungen eines Bauträgers (Unternehmer, der eigene Grundstücke zum 

Verkauf bebaut), soweit sie als Werklieferungen erbracht worden sind. 

 

Nach Auffassung der Finanzverwaltung und aufgrund der Neuregelungen durch das 

sog. „Kroatiengesetz“ ergibt sich daher für die Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers Fol-

gendes: 

 

Regelung bis 14.2.2014: Der Leistungsempfänger muss Bauleistungen nachhaltig erbringen. Das gilt 

dann, wenn der Unternehmer mindestens 10 % seines Weltumsatzes als Bauleistungen erbracht hat. 

Außerdem war es unbeachtlich, für welche Zwecke der Leistungsempfänger die bezogene Bauleistung 

konkret verwendete.  

 

Regelung ab 15.2.2014: Der Bundesfinanzhof entschied mit Urteil vom 22.8.2013, dass die Steuer-

schuldnerschaft des Leistungsempfängers nur in Betracht kommt, wenn der er die an ihn erbrachte 



Leistung selbst für eine (steuerpflichtige) Bauleistung weiterverwendet. Da der Leistungsempfänger 

im Streitfall – ein Bauträger – die empfangene Bauleistung nicht selbst zur Erbringung einer Bauleis-

tung verwendet hat, kam die Übertragung der Steuerschuldnerschaft nicht in Betracht. Grundsätzlich 

empfahl es sich hier deshalb, sich eine Freistellungsbescheinigung vom Leistungsempfänger und bei 

jeder Bauleistung die Versicherung von diesem einzuholen, dass die Leistung als Bauleistung weiter-

verwendet wird. 

 

Regelung ab 1.10.2014: In der Praxis ist es für den leistenden Unternehmer nicht immer erkennbar, 

ob ein Unternehmer, an den Bauleistungen erbracht werden, tatsächlich ein Unternehmer ist, der auch 

solche Leistungen erbringt. Noch weniger kann der leistende Unternehmer wissen, ob der Leistungs-

empfänger die bezogene Bauleistung selbst für eine steuerpflichtige Bauleistung verwendet. Die Fol-

ge: häufige und ungewollte Fehleinschätzungen und damit verbunden fehlerhafte Rechnungen und 

ggf. Risiken der Umsatzbesteuerung bzw. beim Vorsteuerabzug. 

 

Im Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU und zur Ände-

rung weiterer steuerlicher Vorschriften wurde nunmehr eindeutig darauf abgestellt, dass der Leis-

tungsempfänger Steuerschuldner für eine an ihn erbrachte Bauleistung ist, wenn er selbst nachhaltig 

Bauleistungen ausführt oder nachhaltig eigene Grundstücke veräußert, die er vorher bebaut hat. Ein 

Unternehmer soll dann nachhaltig Bauleistungen oder Bauträgerleistungen erbringen, wenn er zumin-

dest 10 % seines Weltumsatzes als Bauleistungen oder Bauträgerleistungen erbringt.  

 

Um dem leistenden Unternehmer den Nachweis zu erleichtern, dass sein Leistungsempfänger nach-

haltig tätig wird, sieht das Gesetz vor, dass die zuständige Finanzbehörde dem Leistungsempfänger 

eine auf 3 Jahre befristete „besondere“ – von der Freistellungsbescheinigung nach § 48 b EStG unab-

hängige – Bescheinigung (USt 1 TG) ausstellt, aus der sich die nachhaltige Tätigkeit des Unterneh-

mers ergibt. Bei Verwendung der Bescheinigung geht die Steuerschuldnerschaft auch dann über, 

wenn die Voraussetzungen nicht vorgelegen haben. Gleichzeitig wird gesetzlich klargestellt, dass der 

Leistungsempfänger auch dann Steuerschuldner ist, wenn er die an ihn im Einzelfall erbrachte Dienst-

leistung nicht zur Ausführung einer Bauleistung verwendet. 

 

Anmerkung: Jedem Bauleistenden wird hiermit empfohlen sich eine erforderliche Bescheinigung 

(Vordruckmuster USt 1 TG) vom Finanzamt zu besorgen. 

 

 

2. Einführung des Mindestlohns ab 1.1.2015 – Handlungsbedarf bei Minijobs  
 

Zum 1.1.2015 gilt der Mindestlohn von 8,50 € auch für Minijobs und in Privathaushalten – nach einer 

Einführungsphase mit Ausnahmen – für alle in Deutschland tätigen Beschäftigten.  

 

Ausnahmen: In der Einführungsphase bis zum 31.12.2017 sind tarifliche Abweichungen auf der 

Grundlage des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes erlaubt. 

Ausgenommen vom Mindestlohn sind z. B. Jugendliche unter 18 Jahren ohne Berufsabschluss, Zei-

tungszusteller (mit einer Übergangsregelung) und Praktikanten, die sog. Pflichtpraktika ausüben. 

Auch bei freiwilligen Praktika – sog. Orientierungspraktika – die nicht länger als 3 Monate dauern, 

besteht kein Anspruch auf den Mindestlohn. Eine echte ehrenamtliche Tätigkeit stellt keine Arbeit im 

Sinne dieses Gesetzes dar. Entsprechend steht Personen, die ein Ehrenamt innehaben, kein Mindest-

lohn zu.  

 

Bei Auszubildenden wird die Entlohnung weiter nach dem Berufsbildungsgesetz geregelt. Um Lang-

zeitarbeitslosen den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu erleichtern, kann bei ihnen lediglich in den ersten 

6 Monaten vom Mindestlohn abgewichen werden. 

 

Minijobber: Sofern ein Unternehmen Minijobber beschäftigt, sollte es noch 2014 rechtzeitig prüfen, 

ob durch das Gesetz zur Stärkung der Tarifautonomie geregelten Mindestlohn die jährliche Entgelt-

grenze von 5.400 € (450 € x 12) bei beschäftigten Minijobbern überschritten wird. Dann würde kein 

beitragsfreier Minijob mehr vorliegen. Hierbei sind auch Einmalzahlungen zu berücksichtigen. 



 

Beispiel: Das Unternehmen beschäftigt 2014 für 50 Stunden im Monat einen Minijobber zu einem 

Stundenlohn von 8 €. Eine vertraglich vorgesehene Einmalzahlung beträgt 400 €. Während 2014 die 

jährliche Geringfügigkeitsgrenze mit einem Jahresentgelt von 5.200 € noch unterschritten wird, hat 

der Mindestlohn 2015 zur Folge, dass diese Grenze um 100 € überschritten wird, denn das Jahresent-

gelt liegt dann bei 5.500 €. Somit ist das Arbeitsverhältnis sozialversicherungspflichtig. 

 

Ratsam ist es also bereits 2014 bei betroffenen Verträgen die Weichen zu stellen, um eine Versiche-

rungspflicht der Tätigkeiten zu vermeiden. Dies lässt sich beispielsweise durch eine entsprechende 

Reduzierung der vertraglichen Arbeitsstunden oder durch die Kappung von Einmalzahlungen  (z. B. 

Weihnachtsgeld/Sonderzahlung) erreichen.  

 

 

3. Steuerlich unangemessener Fahrzeugaufwand eines Freiberuflers 
 

Das Einkommensteuergesetz legt keine betragsmäßige Obergrenze für Pkw-Anschaffungskosten fest. 

Hohe Pkw-Anschaffungskosten werden jedoch von den Finanzämtern regelmäßig mit Argwohn be-

trachtet und teilweise als nicht abzugsfähige Kosten der Lebensführung qualifiziert.  

 

Ob und in welcher Höhe betrieblich veranlasste Aufwendungen angemessen oder unangemessen sind, 

kann nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) nur nach dem Verhältnis des jewei-

ligen Einzelfalls beurteilt werden. Die Bedeutung des Repräsentationsaufwandes für den Geschäftser-

folg wird regelmäßig als Hauptargument für die Beurteilung der Angemessenheit der Aufwendungen 

angegeben. 

 

Mit Urteil vom 29.4.2014 hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass Kosten für betriebliche 

Fahrten mit einem Kraftfahrzeug selbst dann – dem Grunde nach – betrieblich veranlasst sind, wenn 

die Aufwendungen für die Anschaffung unangemessen sind. Die Grenzen für den Abzug unangemes-

sener Aufwendungen gelten auch für die Beschaffung „ausschließlich betrieblich“ genutzter Pkw.  

 

Ob die Aufwendungen für das Fahrzeug angemessen oder unangemessen sind, bestimmt sich auch 

danach, ob ein ordentlicher und gewissenhafter Unternehmer angesichts der erwarteten Vorteile und 

Kosten die Aufwendungen – ungeachtet seiner Freiheit, den Umfang seiner Erwerbsaufwendungen 

selbst bestimmen zu dürfen – ebenfalls auf sich genommen hätte. Kfz-Aufwendungen sind nach Auf-

fassung des BFH wegen des absolut geringen betrieblichen Nutzungsumfangs (z. B. bei einem Zweit- 

oder Drittfahrzeug) sowie wegen fehlenden Einsatzes in der berufstypischen Betreuung einerseits und 

des hohen Repräsentations- sowie privaten Affektionswerts (hier ein Luxussportwagen) für seine Nut-

zer andererseits unangemessen.  

 

In seiner Entscheidung sah der BFH es aber als zulässig an, zur Berechnung des angemessenen Teils 

der Aufwendungen auf durchschnittliche Fahrtkostenberechnungen für aufwendigere Modelle gängi-

ger Marken der Oberklasse in Internetforen (im entschiedenen Fall 2 € je Fahrtkilometer) zurückzu-

greifen. 

 

 

4. Bei Darlehen zwischen Angehörigen kann der Abgeltungssteuersatz von 

25 % zum Tragen kommen 
 

Die Einkommensteuer für Einkünfte aus Kapitalvermögen, die sog. Abgeltungssteuer, beträgt 25 %. 

Dies gilt nach den Regelungen im Einkommensteuergesetz aber – unter weiteren Voraussetzungen – 

nicht, wenn Gläubiger und Schuldner einander nahestehende Personen sind. 

 

In drei Urteilen vom 29.4.2014 stellte der Bundesfinanzhof (BFH) fest, dass der Steuertarif für Ein-

künfte aus Kapitalvermögen in Höhe von 25 % nicht schon deshalb ausgeschlossen ist, weil Gläubiger 

und Schuldner der Kapitalerträge Angehörige sind. 

 



In den entschiedenen Verfahren gewährten einander nahe Angehörige fest verzinsliche Darlehen zur 

Anschaffung von fremd vermieteten Immobilien durch die Darlehensnehmer bzw. stundete eine Steu-

erpflichtige ihrem Bruder den Kaufpreis für die Veräußerung von Gesellschaftsanteilen. Die Finanz-

ämter besteuerten die Kapitalerträge mit der (höheren) tariflichen Einkommensteuer, weil Gläubiger 

und Schuldner der Kapitalerträge „einander nahestehende Personen“ sind.  

 

Der BFH kam jedoch zu dem Entschluss, dass ein solches Näheverhältnis nur dann vorliegt, wenn auf 

eine der Vertragsparteien ein beherrschender oder außerhalb der Geschäftsbeziehung liegender Ein-

fluss ausgeübt werden kann oder ein eigenes wirtschaftliches Interesse an der Erzielung der Einkünfte 

des anderen besteht. Danach ist ein lediglich aus der Familienangehörigkeit abgeleitetes persönli-

ches Interesse nicht ausreichend, um ein Näheverhältnis zu begründen.  

 

Hält der Darlehensvertrag einem Fremdvergleich stand, kann nicht bereits aufgrund des Fehlens einer 

Besicherung oder einer Regelung über eine Vorfälligkeitsentschädigung auf eine missbräuchliche 

Gestaltung zur Ausnutzung des Abgeltungssteuersatzes geschlossen werden. Dies gilt auch dann, 

wenn aufgrund des Steuersatzgefälles ein Gesamtbelastungsvorteil entsteht, da Ehe und Familie bei 

der Einkünfteermittlung keine Vermögensgemeinschaft begründen. 

 

Anmerkung: Nachdem der Sachverhalt einer Darlehensgewährung unter nahen Angehörigen, wie die 

Urteile zeigen, steuerlich sehr kompliziert sein kann, sollten sich Betroffene in jedem Fall vor einer 

entsprechenden vertraglichen Regelung beraten lassen. 

 

 

5. Steuerlicher Abzug von Ehescheidungskosten doch noch möglich? 
 

Mit einer Änderung des Einkommensteuergesetzes wurde der steuerliche Abzug von Zivilprozesskos-

ten – und dazu gehören auch Ehescheidungskosten – gestrichen. Dies führt in der Praxis dazu, dass 

die Finanzämter den bis einschließlich 2012 unbestrittenen Abzug von Ehescheidungskosten ab dem 

Veranlagungszeitraum 2013 nicht mehr gewähren.  

 

In seiner Pressemitteilung vom 5.6.2014 teilt der Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine e. V. mit, 

dass nunmehr die ersten 2 Musterprozesse gegen die Streichung der steuerlichen Abzugsfähigkeit von 

Ehescheidungskosten als außergewöhnliche Belastungen eingeleitet und beim Finanzgericht München 

anhängig sind. 

 

Anmerkung: Steuerzahler, die ab 2013 Ehescheidungskosten zu tragen hatten, sollten diese auf jeden 

Fall als außergewöhnliche Belastungen in ihrer Einkommensteuererklärung angeben. Wenn die Fi-

nanzämter diese Kosten streichen, können sie mit Verweis auf die beim Finanzgericht München an-

hängigen Verfahren Einspruch einlegen und gleichzeitig das Ruhen des Verfahrens aus Zweckmäßig-

keitsgründen beantragen. 

 

 

6. „Wohnrecht“ an Familienwohnung nicht erbschaftsteuerbefreit 
 

Ein Familienhaus kann im Todesfall nur erbschaftsteuerbefreit erworben werden, wenn der länger 

lebende Ehegatte Eigentum oder Miteigentum daran erwirbt und es selbst bewohnt. Eine letztwillige 

Zuwendung eines dinglichen „Wohnrechts“ an dem Familienheim erfüllt dagegen nicht die Vo-

raussetzungen für eine Steuerbefreiung.  

 

In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall vom 3.6.2014 wurde – entsprechend den testamen-

tarischen Verfügungen – das Eigentum an dem zum Nachlass gehörenden Grundstück an die beiden 

Kinder des Erblassers übertragen und der Ehefrau im Gegenzug ein lebenslanges Wohnrecht an der 

vormals gemeinsamen Wohnung eingeräumt. Das Finanzamt sah somit keine Grundlage für eine Erb-

schaftssteuerbefreiung.  

 



Der BFH folgte der Meinung der Verwaltung und entschied, dass der Gesetzeswortlaut nur den Er-

werb von selbst genutzten Wohnräumen begünstigt. Ist der Erwerber aber aufgrund eines testa-

mentarisch angeordneten Vorausvermächtnisses verpflichtet, das Eigentum an der Familienwohnung 

auf einen Dritten (hier die Kinder des Erblassers) zu übertragen, rechtfertigt dies keine Steuerbefrei-

ung. 

 

Anmerkung: Um solchen „Fallen“ – die u. U. erheblichen Aufwand für die Erben bedeuten – zu ent-

gehen, sollten betroffene Steuerpflichtige sich bei allen Zuwendungen/Übertragungen, – egal ob tes-

tamentarisch, vertraglich oder ohne schriftliche Vereinbarung, – steuerlich beraten lassen! 
 

7. Änderung an Steuergesetzen durch das sog. „Kroatiengesetz“ 

 

Der Bundesrat hat am 11.7.2014 dem Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Bei-

tritt Kroatiens zur EU und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften zugestimmt.  

 

Umsatzsteuer auf elektronische Dienstleistungen neu geregelt: Telekommunikations-, Rundfunk-, 

Fernseh- und auf elektronischem Weg erbrachte Dienstleistungen an private Kunden innerhalb der 

Europäischen Union werden bisher in dem Staat mit Umsatzsteuer belegt, in dem das Unternehmen 

ansässig ist, das die Dienstleistung erbringt. Dies gilt z. B. auch für die großen Anbieter von Musik, e-

Books, Apps und Filmen zum Download im Internet. Ab dem nächsten Jahr sind diese Umsätze in 

Deutschland zu versteuern, wenn der Kunde in Deutschland wohnt.   

 

Unternehmer, die solche Leistungen erbringen, müssen sich daher grundsätzlich in Deutschland um-

satzsteuerlich erfassen lassen und hier ihren Melde- und Erklärungspflichten nachkommen. Alternativ 

können sie aber auch die neue Verfahrenserleichterung des „Mini-One-Stop-Shop“ in Anspruch neh-

men. Diese Verfahrenserleichterung gilt ab 1.1.2015 in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

(EU). Unternehmen in Deutschland können dann ihre in den übrigen Mitgliedstaaten der EU ausge-

führten entsprechenden Umsätze über das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) auf elektronischem 

Weg erklären und die Steuer insgesamt entrichten. Die Teilnahme an der Sonderregelung kann auf 

elektronischem Weg dort ab dem 1.10.2014 mit Wirkung zum 1.1.2015 beantragt werden und gilt 

einheitlich für alle Staaten der EU. Für Anträge deutscher Unternehmer stellt das BZSt ein Online-

Portal unter http://www.bzst.de zur Verfügung. 

 

Erneute Änderung bei der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei Bauleistungen: 

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs vom 22.8.2013 sind die Regelungen zur Steuer-

schuldnerschaft des Leistungsempfängers bei Bauleistungen und bei Gebäudereinigungsleistungen 

einschränkend dahingehend auszulegen, dass es für die Entstehung der Steuerschuld darauf ankommt, 

ob der Leistungsempfänger die an ihn erbrachte Werklieferung oder sonstige Leistung, die der Her-

stellung, Instandsetzung, Instandhaltung, Änderung oder Beseitigung von Bauwerken dient, seiner-

seits zur Erbringung einer derartigen Leistung verwendet. Auf den Anteil der vom Leistungsempfän-

ger ausgeführten bauwerksbezogenen Werklieferungen oder sonstigen Leistungen an den insgesamt 

von ihm erbrachten steuerbaren Umsätzen kommt es nicht an. Dieser Ansicht hat sich die Finanzver-

waltung zunächst angeschlossen.  

 

Mit dem sog. Kroatiengesetz wird ab 1.10.2014 die bisherige Verwaltungsauffassung wiederherge-

stellt. Die Regelung, dass das Reverse-Charge-Verfahren nur zur Anwendung kommt, wenn mit der 

empfangenen Leistung auch wieder Bauleistungen erbracht werden, wird demnach wieder geändert. 

Danach wird auf das nachhaltige Erbringen von Bauleistungen abgestellt. Als Nachweis stellt das 

Finanzamt dem Leistungsempfänger eine im Zeitpunkt der Ausführung des Umsatzes gültige Be-

scheinigung aus. Deren Gültigkeit soll auf 3 Jahre beschränkt sein und nur mit Wirkung für die Zu-

kunft zurückgenommen werden können. Für die Erstellung der Bescheinigung soll sich die Finanz-

verwaltung weiterhin an der 10-%-Grenze orientieren. 

 



Verkauf von Lebensversicherungen wird steuerpflichtig: Nach dem Verkauf der Lebensversiche-

rung ist die Auszahlung bei Eintritt des Versicherungsfalls nicht mehr steuerfrei. Keine Steuerpflicht 

entsteht jedoch bei Übertragungen im Zusammenhang mit Scheidungen oder Nachlässen. 

  

Weitere Änderungen: Zu den zahlreichen Änderungen im Steuerrecht gehört eine Klarstellung, dass 

bei der Veräußerung von Dividendenansprüchen vor dem Dividendenstichtag keine Steuerfreiheit 

besteht. Änderungen erfolgen auch im Bereich von Fremdwährungsgeschäften; Steuergestaltungsmo-

delle mit Hilfe eines Wegzugs ins Ausland werden unterbunden. Eine weitere Änderung betrifft Un-

terhaltszahlungen. Künftig müssen die steuerlichen Identifikationsnummern der unterhaltenen Perso-

nen angegeben werden, damit deren Identität zweifelsfrei festgestellt werden kann.  

 

 

8. „Business-Kleidung“ nicht steuerlich als Berufskleidung abziehbar 
 

Kosten für „typische Berufskleidung“ sind als Werbungskosten abziehbar. Sie liegt vor, wenn sie 

ihrer Beschaffenheit nach objektiv nahezu ausschließlich für die berufliche Verwendung bestimmt 

und wegen der Eigenart des Berufs nötig ist.  

 

Die Anschaffung „bürgerlicher Kleidung“ führt selbst dann nicht zum Werbungskostenabzug, wenn 

kein Zweifel besteht, dass die konkreten Kleidungsstücke so gut wie ausschließlich im Beruf getragen 

werden.  

 

Nach einer rechtskräftigen Entscheidung des Finanzgerichts Hamburg vom 26.3.2014 ist das Tragen 

von Business-Kleidung (im entschiedenen Fall die Kosten für Anzüge, Hosen, Hemden, Schuhe eines 

Rechtsanwalts) der allgemeinen Lebensführung zuzurechnen – und die Kosten der Beschaffung dem-

nach nicht steuerlich ansetzbar –, weil es auch dem menschlichen Bedürfnis nach Bekleidung Rech-

nung trägt und eine private Nutzungsmöglichkeit bei gelegentlichen besonderen privaten Anlässen 

objektiv nicht ganz oder jedenfalls nicht nahezu ausgeschlossen werden kann. 

 

 

9. Aufbewahrung und Archivierung von elektronischen Kontoauszügen 
 

Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften nutzen verstärkt das Onlinebanking-Verfahren. Kontoauszüge 

werden daher zunehmend in digitaler Form von den Banken an die Kunden übermittelt. Sofern eine 

elektronische Übermittlung der Kontoauszüge erfolgt, sind diese aufbewahrungspflichtig, da es sich 

hierbei um originär digitale Dokumente handelt.  

 

Der Ausdruck des elektronischen Kontoauszugs und die anschließende Löschung des digitalen 

Dokuments verstoßen gegen die Aufbewahrungspflichten. Der Ausdruck stellt lediglich eine 

Kopie des elektronischen Kontoauszugs dar und ist beweisrechtlich einem originären Papier-

kontoauszug nicht gleichgestellt. 

 

Die ausschließlich digitale Aufbewahrung setzt voraus, dass Sicherheitsverfahren eingesetzt werden 

und die Verfahren und die vorhandenen Daten den Anforderungen in Bezug auf Vollständigkeit, 

Richtigkeit und Unveränderbarkeit entsprechen. 

 

Die Übermittlung von Kontoumsatzdaten an den Bankkunden in auswertbaren Formaten (z. B. als xls- 

oder csv-Datei) dient in der Regel der maschinellen Weiterverarbeitung der Umsatzdaten. Die digitale 

Aufbewahrung lediglich der xls- oder csv-Datei ist nicht ausreichend.  

 

Eine Alternative zu den dargestellten Anforderungen kann die Vorhaltung des Kontoauszugs beim 

Kreditinstitut mit jederzeitiger Zugriffsmöglichkeit während der Aufbewahrungsfrist sein. Die Beach-

tung einer ordnungsmäßigen Buchführung liegt in allen Fällen in der Verantwortung des Steu-

erpflichtigen! 

 



Im Privatkundenbereich besteht – mit Ausnahme der Steuerpflichtigen, bei denen die Summe der po-

sitiven Einkünfte mehr als 500.000 € im Kalenderjahr beträgt – keine Aufbewahrungspflicht für Kon-

toauszüge.  

 

 

 

 

 

 

10. Ingenieur-/informatikerähnliche Tätigkeit gewerbesteuerpflichtig? 
 

Zu freiberuflichen – und somit gewerbesteuerfreien – Einkünften führen die Tätigkeiten der im Ein-

kommensteuergesetz aufgezählten sogenannten Katalogberufe und der „ähnlichen“ Berufe. Zu diesen 

Berufen gehört auch der Beruf des Ingenieurs. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 

(BFH) ist „Ingenieur“ nur derjenige, der wegen der Prägung des Berufsbildes durch die Ingenieurge-

setze der Bundesländer aufgrund eines Studiums befugt ist, die Berufsbezeichnung „Ingenieur“ zu 

führen. 

 

Die auf dem Gebiet der elektronischen Datenverarbeitung bzw. Informationstechnologie  tätigen 

Steuerpflichtigen können einen dem Ingenieurberuf „ähnlichen“ Beruf ausüben. Ein Beruf ist einem 

Katalogberuf ähnlich, wenn er in wesentlichen Punkten mit diesem verglichen werden kann. Besitzt 

der Steuerpflichtige keine entsprechende Hochschulausbildung, muss er nachweisen, dass er 

sich das Wissen eines Ingenieurs oder Diplominformatikers – in vergleichbarer Breite und Tiefe 

– auf andere Weise im Wege der Fortbildung und/oder des Selbststudiums angeeignet hat.  

 

Das Programmieren, wie die Entwicklung von Software, ist auch Bestandteil von Tätigkeiten in Aus-

bildungsberufen des dualen Ausbildungssystems abseits von Hochschul- oder Fachhochschulstudien-

gängen. Die Tätigkeit des Steuerpflichtigen muss sich nach einer Entscheidung des Finanzgerichts 

Köln (FG) in seinem Urteil vom 25.9.2013 jedoch darüber hinaus auf das Niveau eines Hochschul- 

oder Fachhochschulstudiums erheben, wenn der Nachweis der umfassenden Kenntnisse der Gesell-

schafter durch die praktischen Arbeiten geführt werden soll.  

 

Anmerkung: Die Einstufung einer freiberuflichen und damit auch gewerbesteuerfreien Tätigkeit ist – 

wie das Urteil des FG zeigt – nicht immer einfach. Das Verfahren ist vor dem BFH unter den Akten-

zeichen VIII R 14/14 anhängig. 

 

 

11. Kein Splittingtarif für nicht eingetragene Lebenspartner 
 

Mit Urteil vom 26.6.2014 entschied der Bundesfinanzhof, dass für das Jahr 2000 nur Ehegatten den 

Splittingtarif in Anspruch nehmen konnten. Auch aus den Neuregelungen des Einkommensteuergeset-

zes (EStG), die nunmehr rückwirkend die Gleichstellung von Ehegatten und Lebenspartnern regeln, 

ergibt sich kein Anspruch auf Zusammenveranlagung.  

 

Zwar spricht das Gesetz lediglich von „Lebenspartnern“ und nicht etwa von „Partnern einer eingetra-

genen Lebenspartnerschaft“. Jedoch ist zu berücksichtigen, dass die Neuregelung des EStG eine Re-

aktion des Gesetzgebers auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) zur Gleich-

stellung der eingetragenen Lebenspartnerschaften war. Für das BVerfG war ausschlaggebend, dass 

wegen des Inkrafttretens des Lebenspartnerschaftsgesetzes zum 1.8.2001 und der damit für gleichge-

schlechtlich veranlagte Menschen bestehenden Möglichkeit, eine „eingetragene Lebenspartnerschaft“ 

einzugehen, derartige Partnerschaften sich herkömmlichen Ehen so sehr angenähert haben, dass eine 

steuerliche Ungleichbehandlung nicht mehr zu rechtfertigen ist.  

 

Außerhalb der Ehe und der eingetragenen Lebenspartnerschaft besteht somit nach Ansicht des 

BVerfG auch kein Anspruch auf Zusammenveranlagung. Deshalb kann z. B. ein nicht verheira-



tetes, verschiedengeschlechtliches Paar auch dann nicht die Zusammenveranlagung beanspru-

chen, wenn die Partner einander vertraglich zu Unterhalt und Beistand verpflichtet sind. 

 

 

12. Steuerhinterziehung deutscher Steuerpflichtiger jetzt auch in Österreich verfolgt 

 
Mit dem sog. Amtshilfe-Durchführungsgesetz hat Österreich eine Verschärfung der Verfolgung von 

(deutschen) Steuersündern beschlossen. Damit wird Deutschland und anderen europäischen Staaten 

das Recht eingeräumt, bei Verdacht auf Steuerhinterziehung Gruppenanfragen an die österreichische 

Finanzverwaltung zu stellen. Mit solchen automatisierten und standardisierten Anfragen können eine 

unbestimmte Zahl von Kontodaten angefordert werden, die die österreichischen Banken anonym zu 

Verfügung stellen, sodass Bankkunden davon nichts erfahren. 

Anmerkung: Diese Regelung gilt seit dem 1.7.2014 und kann auch zurückliegende Steuerzeiträume 

erfassen – und zwar bereits ab dem Jahr 2011. Auch wer die Bankverbindung bereits aufgelöst hat, 

kann durch solche Anfragen erfasst werden. Nachdem im deutschen Steuerrecht zum 1.1.2015 mit 

einer Verschärfung der Regelungen zur Selbstanzeige zu rechnen ist, sollten Betroffene sich schnells-

tens beraten lassen. 

 

13. Erleichterung bei der Kirchensteuer auf Abgeltungssteuer  
Zum 1.1.2015 wird ein „automatisiertes Verfahren“ zum Abzug von Kirchensteuer auf abgeltend be-

steuerte Kapitalerträge eingerichtet. Entsprechend muss z. B. die GmbH zur Vorbereitung des auto-

matischen Abzugs der Kirchensteuer auf Abgeltungsteuer einmal jährlich beim Bundeszentralamt für 

Steuern die Religionszugehörigkeit aller Anteilseigner abfragen und auf Basis der bereitgestellten 

Informationen die auf die Abgeltungsteuer entfallende Kirchensteuer einbehalten und abführen. 

Mittlerweile konnte der Deutsche Steuerberaterverband e. V. zur Entlastung der Kapitalgesellschaften 

Erleichterungen erreichen. Danach sind – unter weiteren Voraussetzungen – von der Abfrage ausge-

nommen:  

 Ein-Mann-Gesellschaften, wenn der Alleingesellschafter-Geschäftsführer konfessionslos ist bzw. 

keiner steuererhebenden Religionsgemeinschaft angehört. Sobald dem Kirchensteuerabzugsver-

pflichteten eine zweite natürliche Person angehört, müssen Zulassung und Abfrage beim BZSt er-

folgen. Dies gilt selbst dann, wenn die o. g. Merkmale (z. B. konfessionslos) auch auf diese Per-

son(en) zutreffen. 

 Kapitalgesellschaften, die eine Ausschüttung im Folgejahr mit Sicherheit ausschließen können 

(weil z. B. vertraglich oder durch Gesellschafterbeschluss ausgeschlossen). 

 Kapitalgesellschaften, die nicht beabsichtigen, im Folgejahr eine kapitalertragsteuerpflichtige Aus-

schüttung vorzunehmen. 

 Komplementär-GmbHs einer GmbH & Co. KG, die niemals Gewinne ausschütten. 
 

  

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

10.10.2014 
 

Sozialversicherungsbeiträge 
(Abweichungen können sich durch regionale Feiertage ergeben – 31.10. Reformationstag) 

 

28./29.10.2014 
 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

   
 seit 1.7.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 
 1.7. – 31.12.2013 = - 0,38 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

 
  

 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Standardartikel/Bundesbank/Zinssaetze/basiszinssatz.html


Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 

 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2014: Juli = 107,0; Juni = 106,7; Mai = 106,4; April = 106,5; März = 106,7; 
Februar = 106,4; Januar = 105,9 

2013: Dezember = 106,5; November = 106,1; Oktober = 105,9; 
September = 106,1; August = 106,1; Juli = 106,1; Juni = 105,6 
 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 

  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen wer-
den. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

